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Kleine Anfrage gem. § 19 Abs. 1 Geschäftsordnung des Rates 
Ihre Anfrage betr. Elternbeiträge 
 
Sehr geehrter Herr Müller, 
 
Ihre Fragen beantworte ich wie folgt: 
 
Frage 1: Es soll kurzfristig die Excel Datei zur Verfügung gestellt werden. Erst wenn diese vor-
liegt, können wir Rechenwege nachvollziehen und ggf. weitere Fragen haben 

Antwort: Die Tabelle wurde als Excel-Datei allen Beteiligten in den Workshops zur Verfügung 
gestellt und auch an der Systematik wurde nichts verändert. Vor diesem Hintergrund ist das er-
neute Versenden der Excel-Datei entbehrlich, die Berechnungen als PDF Datei liegen vor. Die 
wesentlichen Berechnungsschritte sind in dem Erläuterungstext dargestellt. Die Berechnungen 
sind zudem auch mit den zur Verfügung gestellten PDF-Dateien möglich. 

Frage 2: Die 45/ 35 Stunden Problematik (30% mehr Stunden/ 50% mehr Beitrag) wurde von uns 
schon immer hinterfragt. Das geht auf CDU-, FDP- und SPD in den WS zurück, bleibt aber unge-
recht. Die Verwaltung hat mitgeteilt, dass sie alles auf Links dreht, daher meine Frage, warum 
hier bei dieser Linie geblieben wird? 

Antwort: Die Verwaltung hat mit der Ankündigung „alles auf links“ drehen zu wollen, sich aus-
schließlich auf die Berechnungen bezogen – selbstverständlich sollten aus Sicht der Verwaltung 
die Vereinbarungen aus den Workshops, die mehrheitlich so verabschiedet worden sind, auch 
beibehalten werden. Dies bezieht sich auch auf die prozentuale Berechnungssystematik, d.h. 
100% ist der Block 35 Stunden Ü3 und davon 150% bei 45 Stunden Ü3 und 90% bei 25 Stunden 
Ü3. Die prozentuale Quote im U3 Bereich werden wie folgt berechnet – jeweils ausgehend von 
den Beträgen bei 25, 35 bzw. 45 Stunden Ü3 ergeben 150% den rechnerischen U3 Betrag.    

Frage 3: Wo ist die schriftliche rechtliche Stellungnahme (von LVR, Land o.ä,) zu der SGB VIII 
Thematik (unterste Einkommensstufe), den die Verwaltung zugesichert hat?  

Antwort: Ein Antwortschreiben des Städte- und Gemeindebundes liegt der Verwaltung vor, hierin 
wird, wie in den Ausführungen des MKFFI im Rahmen der Debatte um die Erstattung der Eltern-
beiträge für den Monat April 2020 noch einmal grundsätzlich zu dem Rechtsrahmen bei der Be-
rechnung der Elternbeiträge verwiesen. 

Danach steht bei der Festlegung der Kita-Beiträge dem Satzungsgeber ein weiter Ermessen-
spielraum zu. Es handele sich um Gebühren eigener Art. Bei der Berechnung der Elternbeiträge 
finde das Äquivalenzprinzip regelmäßig keine Anwendung, da diese nur einen geringen Teil der 
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Gesamtkosten deckten. Zudem komme es grundsätzlich nicht auf einen bestimmten prozentua-
len Anteil der Kosten an, den die Eltern insgesamt mit den Elternbeiträgen aufbringen dürfen. Ein 
solcher prozentualer Anteil ergebe sich weder aus Bundes- noch aus Landesrecht.  
 
Dem geltenden KiBiz sei zwar ein Prozentsatz von 19 % hinterlegt. Dies sei aber ein Orientie-
rungsrahmen. Bei dem neuen KiBiz wird von einer anteiligen Mitfinanzierung der Kita-Kosten 
durch Elternbeiträge in Höhe von 16,4% ausgegangen. Nach der aktuellen Rechtsprechung des 
OVG NRW wäre wohl sogar ein höherer Anteil der Eltern an den Gesamtkosten zulässig (OVG 
NRW 12 A 848/17 aus 2017). Beschränkungen hinsichtlich des Gestaltungsspielraumes des 
kommunalen Satzungsgebers ergäben sich aus höherrangigem Recht. Einzuhalten seien insbe-
sondere die Grundsätze einer sachgerechten Differenzierung (Art. 3 GG) und das Gebot des 
Schutzes der Familie (Art. 6 GG) sowie der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Die maximale 
Höhe des jeweiligen Gebührensatzes finde allerdings seine Grenze in den Durchschnittskosten 
pro Platz (Äquivalenzprinzip). Hier sei der Betreuungsumfang und grundsätzlich auch das Alter 
der Kinder zu berücksichtigen. Damit dürfe ein konkreter Elternbeitrag nicht höher sein als die 
errechneten tatsächlichen Kosten für den jeweiligen Kita-Platz.  
Vor dem Hintergrund dieses großen Gestaltungsspielraums wird die Aufstellung der neuen Sat-
zung für das Kita-Jahr 2020/21 in der beschriebenen Weise grundsätzlich für rechtmäßig erach-
tet. Auf die Frage, ob es zulässig sei, dass mit der Ausweitung der Beitragsfreiheit gewisserma-
ßen die leistungsstärkeren Eltern die Beiträge der leistungsschwächeren mitfinanzieren, komme 
es wegen des geringen Gesamtanteils der Elternbeiträge an den Gesamtkosten nicht an.  
 

Frage 4: Wie hoch ist der finanzielle Aufwand, der durch die beiden beitragsfreien Jahre zu Las-
ten der Kommune geht? 

Antwort: Diese Frage lässt sich so nicht beantworten, der Landeszuschuss wird berechnet auf 
der Grundlage der Kindpauschalen bezogen auf die Anzahl aller Ü3 Kinder (8,62%). In der Be-
rechnung zum Stichtag 31.12.2019 hat die Verwaltung 414 Kinder ermittelt, für die das zweite 
beitragsfreie Jahr gelten würde. Zu diesen Kindern müsste die Einkommensberechnung erfolgen 
und davon anteilig der Landeszuschuss abgezogen werden, um hier eine Zahl ausweisen zu 
können. Dieser Aufwand ist aus Sicht der Verwaltung zum jetzigen Zeitpunkt nicht zielführend, da 
das zweite beitragsfreie Jahr erst ab dem kommenden KITA-Jahr relevant wird. Geprüft werden 
könnte die Einbindung dieser Fragestellung in die von der Verwaltung bereits angekündigte Eva-
luation. 

Frage 5: Ist es rechtlich einwandfrei, dass dieser zu Lasten der übrigen beitragszahlenden Eltern 
"weitererrechnet" wird? 

Antwort: Ja – vgl. Antwort zu Frage 3. 

Frage 6: Wo sind die Verwaltungseinsparungen von 0,75% einkalkuliert (Basis Stadt Kindspau-
schalen 13.131.684 €, meine Berechnung: 98.487€), die das neugefasste KiBiz pau-
schal aufgrund der Einsparung von Verwaltungsressourcen bei der Elternbeitragserhebung und -
einziehung vorsieht? Es können doch auf der einen Seite nicht die finanziellen Aufwände, die 
nicht durch die 8,62% gedeckt sind (verm. ca. 363.000 €) nach aktuellem Stand den übrigen Bei-
tragszahlern zugemutet werden und die Einsparungen, die das Gesetz im gleichen Atemzug für 
diesen Tatbestand vorsieht, jedoch nicht mit einkalkuliert werden. Laut Antwort auf unsere kleine 
Anfrage muss neues KiTa Personal für die städtischen KiTas eingestellt werden. Das hat m. E. 
nichts! mit damit zu tun. Diesen Beitrag zahlen auch Eltern, deren Kinder nicht in städtischen 
KiTas sind. 

Antwort: Auch hierzu hat der Städte- und Gemeindebund Stellung genommen. Es bleibe auf der 
Basis der Ausführungen zum Gestaltungsspielraum und zum geringen Anteil der Elternbeiträge 
an der Gesamtfinanzierung dabei, dass ein Abzug für die theoretische Einsparung von Verwal-
tungsressourcen von 0,75 Prozentpunkten nicht vorgenommen werden müsse.  
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Frage 7: Wie hoch ist die Anzahl der Plätze, die auf Basis der aktuellen Zahlen im kommenden 
Jahr aufgrund der Anpassung der untersten Einkommensstufe zusätzlich beitragsfrei gestellt 
werden? 

Antwort: Diese Frage lässt sich nicht beantworten, da hierfür die Einkommensermittlung zunächst 
erfolgen muss und bis heute noch nicht alle Betreuungsverträge für das Kindergartenjahr 
2020/2021 abgeschlossen sind.  

Frage 8: Wie hoch ist die Anzahl der Plätze im laufenden Jahr? 

Antwort: 250 Plätze liegen derzeit im Bereich der Beitragsfreiheit 

Frage 9: Wie viele beitragszahlende Eltern gibt es in Bornheim? 

Antwort: 1546. Diese Zahl setzt sich wie folgt zusammen: 1755 Fälle von Kindern, die in Born-
heim leben und eine Einrichtung in Bornheim besuchen, zuzüglich 41 Fälle von Kindern, die in 
Bornheim leben aber in Köln oder Bonn eine Kita besuchen (§ 21d KiBiz Interkommunaler Aus-
gleich), abzüglich 250 Fälle von Kindern in der Beitragsfreiheit.  

Frage 10: Da ja auch von der OGS gesprochen wird, Bonusfrage: Wie sieht es mit der Beantwor-
tung der offenen Fragen aus der letzten ASS aus? Insbesondere: Welche Konsequenzen gäbe 
es für die OGS, wenn die Beiträge nicht angepasst würden? 

Antwort: Die Antwort wird derzeit noch abgestimmt und in der kommenden Woche beantwortet. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Gez. Wolfgang Henseler 
Bürgermeister 
 
 


